
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84 der Landesbauordnung des Landes 
Schleswig-Holstein (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 26.08.2021 folgende 
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Krummesse, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil B) erlassen:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeindevertretung 
vom 25.04.2019.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 27.05.2019 im Internet unter 
„www.amt-berkenthin.de“ und am 29.05.2019 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit für den Bebauungsplan Nr. 15 nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
wurde in Form einer vierwöchigen Auslegung vom 02.09.2019 bis einschließlich 01.10.2019 durchgeführt.
(Wurde am 22.08.2019 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten und am 22.08.2019 unter 
„www.amt-berkenthin.de" bekannt gemacht).

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 30.08.2019 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am 06.05.2021 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15 und die Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie 
die Begründung haben in der Zeit vom 07.06.2021 bis 06.07.2021 während folgender Zeiten:
montags, dienstags sowie donnerstags von 08:00 – 12:00 Uhr
mittwochs von 7:00 - 12:00 Uhr
montags und dienstags von 14:00 - 16:00 Uhr
donnerstags von 15:00 – 18:30 Uhr
nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können, am 19.05.2021 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Absatz 2 BauGB 
auszulegenden Unterlagen wurden am 18.05.2021 unter „www.amt-berkenthin.de" ins lnternet eingestellt.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am 04.06.2021 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Krummesse, 20.07.2022……..….……………………………………………………………………..……………
                        Siegelabdruck     gez. Fiebelkorn

-Bürgermeister-

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und 
-bezeichnungen sowie sowie bauliche Anlagen, mit Stand vom 10.09.2020 in den Planunterlagen enthalten 
und maßstabsgerecht dargestellt sind.

Berkenthin, 29.11.2021………….……………………………………………………………………………………
                                       Siegelabdruck      gez. Schneider

       Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur/in

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange am 26.08.2021 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 15, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Text (Teil B) am 26.08.2021 als Satzung beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt.

Krummesse, 20.07.2022……….……………………………………………………………………………………
                                         Siegelabdruck            gez. Fiebelkorn

                                                                                                                               -Bürgermeister-

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit 
ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Krummesse, 20.07.2022.……….…………………………………………………………………………………….
          Siegelabdruck    gez. Fiebelkorn

                                                                         -Bürgermeister-

11. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 15 durch die Gemeindevertretung sowie Internetadresse der 
Gemeinde und Stelle, bei der der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer 
während der Sprechstunden von allen Interessierten, eingesehen werden kann und die über den Inhalt 
Auskunft erteilt, sind am 22.07.2022 ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, 
Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) 
hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung 
ist mithin am 23.07.2022 in Kraft getreten.

Krummesse, 25.07.2022…….………………………………………………………………………………...….
     Siegelabdruck                       gez. Fiebelkorn

                                                                          -Bürgermeister-

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk
Hiermit wird bestätigtigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der Ausfertigungsfassung des 
Bebauungsplanes Nr. 15 der Gemeinde Krummesse übereinstimmt.
Auf Anfrage beim Amt Berkenthin, Abteilung Bauleitplanung, kann die Übereinstimmung der digitalen Fassung mit 
der Originalurkunde bestätigt werden.
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Sichtdreieck (§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 37 StrWG)

8. Nachrichtliche Übernahme

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
5. Grünflächen

Baugrenze

7. Sonstige Planzeichen

(§ 9 Abs. 7 BauGB)
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

2. Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,3

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl pro Grundstück (§ 19 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)

o Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

WA

4. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig

Ö

    II

Grünfläche

Zweckbestimmung:

Öffentliche Grünfläche

Spielplatz

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

II. Darstellung ohne Normcharakter
In Aussicht genommene Grundstücksgrenze

GR 180 m² Grundfläche (GR) mit max. Flächenangabe pro Grundstück (§ 19 BauNVO)

Müllsammelplatz

ED

1 In Aussicht genommene Nummerierung der geplanten Grundstücke

D Kulturdenkmal -gesetzlich geschützt- Hier: St. Johanniskirche zusammen mit dem
umgebenden Kirchhof (außerhalb des Geltungsbereichs)

D

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

Verkehrsberuhigter Bereich

Rad- und Fußgängerbereich

Öffentliche Parkfläche

Straßenbegrenzungslinie

Maximal zulässige Firsthöhe in m über
Bezugshöhe (BZH)
(§ 18 BauNVO)

max. FH
9,00 m

 über Bezugshöhe (BZH)

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a) und b) sowie Abs. 6 BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 Nr.25b, Abs.6 und § 41 Abs.2
und § 213 BauGB)

Baum, zu erhalten

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zu gunsten
der Ver- und Entsorgungsträger, der Gemeinde und der Anlieger des
Grundstücks Nr. 4 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Kulturdenkmal -in Aussicht genommen-  Hier: Altes Pastorat an der Ecke Lübecker
Straße / Niedernstraße (außerhalb des Geltungsbereichs)

Kennzeichnung der Richtung des einbahnigen Verkehrs auf der Einbahnstraße

BZH
33.25

Kennzeichnung der Bezugshöhe mit Höhenangabe als
Bezugspunkt für die Firsthöhe

M

Archäologisches Interessengebiet gemäß § 13 und § 12 DSchG SH.

Umgrenzung Flächen für den privaten Stellplatzbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22
BauGB)

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten
der  Ver- und Entsorgungsträger und der Gemeinde  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. (§ 9 Abs 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Flurgrenze

Vorschlag für die Textlichen Festsetzungen zum B-Plan Nr. 15 der Gemeinde Krummesse

1. Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)
I

Allgemeine Wohngebiete (WA) (§ 4 BauNVO):
I

1.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4) sind die gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein 
zulässigen Läden, Schank- und Speisewirtschaften gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig; nicht störende Handwerksbetriebe 
allgemein und Anlagen für Verwaltungen sind ausnahmsweise zulässig.

I

1.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4) sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18, 19, 20 BauNVO)
I

2.1 Terrassen und Balkone sind innerhalb des WA 3 und WA 4 bis zu einer Tiefe von 2,00 m auch außerhalb festgesetzter 
Baugrenzen zulässig.

2.2 Im WA1 und WA 4 sind Staffelgeschosse unzulässig. Im WA 2 und WA3 sind Staffelgeschosse zulässig.
2.3 Die maximale Firsthöhe ist auf den räumlich nächstgelegenen BZH-Punkt zu beziehen.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
I

„offene Bauweise" gem. § 22 BauNVO:
Die Bauweise ist in den Allgemeinen Wohngebieten ist als offene Bauweise festgesetzt.
Es sind Gebäude mit einer Länge von bis zu 50 m zulässig.

4. Stellplätze, Garagen und Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6, § 14 Abs. 1 BauNVO)
I

Innerhalb des WA 3 und WA 4 sind auf dem jeweiligen Baugrundstück je Wohneinheit mind. 25 m² für Stellplätze und/oder 
Carports/Garagen nachzuweisen.

5. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
I

Innerhalb des nach § 4 BauNVO festgesetzten WA 3 und WA 4 wird die höchstzulässige Zahl der Wohnungen auf 2 Wohnungen 
pro Einzelhaus festgesetzt.

6. Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
I

Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 37 StrWG)
Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB zeichnerisch festgesetzten, von der Bebauung freizuhaltenden Flächen 
(Sichtdreieck) ist die Errichtung baulicher Anlagen unzulässig. Einfriedungen, Anpflanzungen und Aufschüttungen sind bis zu 
einer Höhe von 0,70 m über der Höhe der Fahrbahn des zugehörigen Straßenabschnittes zulässig.

7. Flächen für die Abwasserbeseitigung auf Baugrundstücken (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)
I

Das Wasser von den versiegelten Hof- und Wegeflächen ist auf den Grundstücken zu versickern, wobei ein Notüberlauf für 
Starkregenereignisse zulässig ist.

8. Abgrabungen und Aufschüttungen auf Privatgrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
I

Geländeaufschüttungen und -abgrabungen außerhalb der überbauten Grundstücksflächen sind nur innerhalb einer Grundfläche mit 
mind. 5,00 m Abstand zum öffentlichen Bereich und mind. 3,00 m Abstand zu den anderen Grundstücksgrenzen zulässig. Die 
Abgrabung bzw. Aufschüttung darf nicht mehr als +/- 0,80 m bezogen auf die Geländeoberfläche betragen.

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a) und b) sowie Abs. 6 BauGB)

I

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 
BauGB)

I

Ausgleich
9.1 Für den Eingriff in die Schutzgüter Boden und Fläche, welcher mit Versiegelungen einhergeht, werden gemäß des Runderlass' 

"Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht" vom Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (erlassen am 09.12.2013). Flächen in einem Verhältnis von  1 : 0,5 aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
genommen und zu einem naturnahen Biotop entwickelt. Die Kompensation der Versiegelungen erfolgt aus dem Ökokonto „Am 
Wanderweg“ der Flur 4, Flurstücke 234 und 236 der Gemarkung Krummesse.

9.2 Für die Kompensation des Knickdurchbruchs sowie der Entwidmung des Knicks am südöstlichen Rand des Plangebiets wird ein 
neuer Knick angelegt (vgl. Kap. 6.1). Der Knick soll auf dem Grundstück Gemarkung Krummesse, Flur 3, Flurstück 56 als 
zweireihige freiwachsende Hecke auf einem 1 m hohen Knickwall hergestellt und dauerhaft erhalten werden. Alle 40 m ist ein 
Eichen-Überhälter als Hochstamm (Quercus robur StU 10-12) zu pflanzen (insgesamt 4 Stk.) und dauerhaft zu erhalten. Es sind 
Bäume und Sträucher aus der unten stehenden Liste zu verwenden:

Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Vogelkirsche (Prunus avium), Rote Heckenkirsche (Lonicera 
xylosteum), Hainbuche (Carpinus betulus), Hängebirke (Betula pendula), Stieleiche (Quercus robur), Haselnuss (Corylus avellana), 
Schneeball (Viburnum opulus), Faulbaum (Rhamnus frangula), Eberesche (Sorbus aucuparia), Wildrosen (Rosa canina,
rubiginosa)

I

9.3 Die öffentlichen und privaten Stellplatzflächen im gesamten Plangebiet, die Flächen auf denen die Mülleinhausungen errichtet 
werden, die fußläufigen Wegeverbindungen sowie die Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten sind in offenporiger Bauweise 
herzustellen.

Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen
9.4 Der Fledermauskasten auf der Hofstelle, der mit dem notwendigen Abriss der Gebäude verloren gegangen ist (Standsicherheit), 

wurde durch einen Fledermauskasten, welcher an der Ostseite des verbleibenden Bauernhauses mit Kuhstall angebracht wurde, 
kompensiert. Die Ausführung wird mit einem Fachverständigen abgestimmt, um die Belegungswahrscheinlichkeit zu erhöhen.

9.5 Bei Abriss, Umbau, Sanierung von Gebäuden im Plangebiet wird der Gebäudebestand rechtzeitig vor Beginn des jeweiligen 
Bauvorhabens von einer geeigneten Fachperson umfänglich auf Fledermausquartiere und die Nutzung durch Federmäuse sowie 
auf Brutvögel untersucht um das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
vermeiden. Das Ergebnis der Untersuchung sowie daraus gegebenenfalls abzuleitende Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
werden mit der unteren Naturschutzbehörde (Fachdienst Naturschutz des Kreises Herzogtum Lauenburg) abgestimmt.

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
b, Abs. 6 und § 41 Abs. 2 und § 213 BauGB)

9.6 Der an der südlichen Grenze des Plangebietes vorhandene Knick wird als gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG 
i.V.m. § 21 LNatSchG entwidmet. Das verbleibende lineare Gehölz erhält einen ein 1 m breiten Saumstreifen (gemessen ab 
Wallfuß), sodass der Abstand der Baugrenze zum entwidmeten Knick 3 m beträgt. Das lineare Gehölz sowie der Saumstreifen sind 
auf Dauer zu pflegen, zu erhalten, zu schützen sowie bei Abgang durch Neupflanzungen zu ersetzen. Dafür sind heimische, 
standortgerechte Sträucher oder Bäume in Anlehnung an das Merkblatt "Bunter Knick" SH aus der nachfolgenden Liste zu 
verwenden:

Wildapfel (Malus communis), Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Vogelkirsche (Prunus avium), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Hainbuche (Carpinus betulus), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Feldahorn (Acer
campestre), Traubenkirsche (Prunus padus), Hartriegel (Cornus sanguinea), Stieleiche (Quercus robur), Haselnuss (Corylus
avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Schneeball (Viburnum opulus), Eberesche (Sorbus aucuparia), Wildrosen (Rosa
canina, rubiginosa), unzulässig ist die Pflanzung von Rosa rugosa

Die Gehölze sind alle 10 – 15 Jahre auf den Stock zu setzten. Zulässig ist ein jährliches seitliches Einkürzen des linearen Gehölzes
senkrecht in einer Entfernung von einem Meter vom Wallfuß. Ein Einkürzen in der Höhe ist ab einer Höhe von 3 m zulässig. Die
Höhe von 3 m darf durch Schnitt nicht unterschritten werden. Innerhalb des Saumstreifens sind jegliche Nutzungen unzulässig. Der
Saumstreifen ist einmal im Jahr im September zu mähen.

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

9.7 Entlang des östlichen Gebietsrandes ist auf den in der Planzeichnung dargestellten Flächen eine Hecke anzulegen. Die Hecke hat
eine Breite von 5,00 m und ist dreireihig mit heimischen, standortgerechten Sträuchern und Heistern zu pflanzen. Die Hecke ist
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten sowie bei Abgang durch Neupflanzung zu ersetzten.
Es sind Sträucher aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Hainbuche (Carpinus 
betulus), Feldahorn (Acer campestre),Traubenkirsche (Prunus padus), Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus 
avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Schneeball (Viburnum opulus), Wildrosen (Rosa canina, rubiginosa), 
unzulässig ist die Pflanzung von Rosa rugosa

9.8 Anpflanzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
Pro geplantem Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter, heimischer Laub- oder Obstbaum als Hochstamm zu pflanzen,
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen.

I

9.9 Zur Kompensation des Verlustes von 3 Einzelbäumen sind im öffentlichen Straßenraum 8 heimische und standortgerechte  Ersatz- 
bäume einer Art als Hochstamm mit einem Mindeststammumfang von 12/14 cm zu pflanzen. Zusätzlich sind auf öffentlichen 
Grünflächen und im Bereich von privaten Stellplatzanlagen weitere 8 Einzelbäume zu pflanzen, insgesamt sind somit 16 Bäume als 
anzupflanzen textlich festgesetzt. Es sind Bäume aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche (Prunus avium), Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia), Eberesche (Sorbus 
aucuparia)

9.10 Bäume, die im Zuge des Vorhabens gefällt werden müssen, werden in Anlehnung an die Baumschutzsatzung der Hansestadt 
Lübeck (2006) kompensiert. Die Anzahl der Ersatzbäume richtet sich nach dem Stammumfang des zu beseitigenden Baumes. Bis 
100 cm Stammumfang (gemessen in 1,30 m Höhe) des zu fällenden Baumes ist ein Ersatzbaum mit einem Mindeststammumfang 
von 12/14 cm zu pflanzen. Danach ist für jeden weiteren begonnenen 50 cm Stammumfang des zu fällenden Baumes je ein 
weiterer Ersatzbaum gleicher Qualität vorzusehen.
Es sind Bäume aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche (Prunus avium), Hainbuche (Carpinus betulus), Schwedische Mehlbeere (Sorbus 
intermedia), Eberesche (Sorbus aucaparia)

9.11 Die Pflanzung von Rosa rugosa (Kamtschatka-Rose) ist im gesamten Plangebiet unzulässig.

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)
I

Schutz vor Verkehrslärm
I

10.1 Zum Schutz der Aufenthaltsräume gegen Verkehrslärmimmissionen sind die Außenbauteile im Baufeld WA1 entsprechend den 
Anforderungen der in der Planzeichnung dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109:2018-01 "Schallschutz im 
Hochbau" auszubilden.

10.2 Zum Schlafen genutzte Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer) im Baufeld WA 1 sind mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 
auszustatten, soweit der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende 
Weise sichergestellt wird. Davon ausgenommen sind die rückwärtigen Gebäudeseiten.

10.3 Von den vorgenannten Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, soweit im Rahmen eines Einzelnachweises 
ermittelt wird, dass geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz bestehen.

Hinweise:

Bodenarbeiten
Im Rahmen der Erschließung und Bebauung des Plangebiets ist Oberboden nach § 202 BauGB zu schützen. Des Weiteren sind bei 
Oberbodenarbeiten die Richtlinien der DIN 18320 „Grundsätze des Landschaftsbaus“, DIN 18915 „Bodenarbeiten für 
vegetationstechnische Zwecke“ und DIN 18300 „Bodenklassen für Erdarbeiten“ zu beachten. Damit beschränkt sich der 
Baustellenverkehr, die Baustelleneinrichtung, die flächensparende Lagerung von Baumaterialen und der Erdaushub auf den Bereich der 
geplanten Bebauung, zur Vermeidung der Verdichtungen und Beeinträchtigungen, einschließlich der Beseitigung baubedingter 
Verdichtungen des Bodens, bzw. Wiederherstellung der Durchlässigkeit des Bodens auf den nicht bebauten Flächen. Ergänzend ist die 
DIN 19731 – zum schonenden Umgang mit Böden im Rahmen von Verwertungsmaßnahmen – zu beachten.
Im Rahmen der Ausführungsplanung ist ein Bodenmanagementkonzept in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde 
aufzustellen. Dabei sind in diesem Konzept unter Beachtung der DIN-Norm 18915 und der DIN-Norm 19731 eine bodenschonende, 
logistische Vorgehensweise (Abschiebewege, Baustraßen, Bodenab- und Bodenauftrag, Zwischenlager, zu bewegendes Bodenvolumen, 
einzusetzende Bodenfahrzeuge, Arbeiten unter Schlechtwetterbedingungen, etc.) und ein Verwertungskonzept für Eingriffe in den Boden 
darzustellen. Zudem sind Erdarbeiten im Bereich des B-Planes von einem im Bereich Bodenschutz erfahrenen Sachverständigen 
gutachterlich zu begleiten und zu dokumentieren. Entsprechend können nachteilige Umweltauswirkungen vermieden werden.
Wassergefährdende Materialien werden ordnungsgemäß gelagert und entsorgt. Bei einer bauzeitlichen Wasserhaltung wird das 
abgeführte Wasser über einen Sedimentabscheider gereinigt und flächig vor Ort versickert. Bei einer Verunreinigung mit Schadstoffen 
wird eine ordnungsgemäße Reinigung oder Entsorgung (Klärwerk) vorgenommen.
Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Maßnahmen
Die Regelungen der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Maßnahmen“ sind zu beachten. 
Zum Schutz vor Schäden sind insbesondere die im Baubereich vorhandenen Bäume (möglichst der gesamte Wurzelbereich), auch auf 
angrenzenden Grundstücken, sowie der vorhandene Knick am südlichen Rand des Plangebiets einschließlich des Schutzstreifens sind 
während der Bauphase wirksam durch einen entsprechenden Vegetationsschutzzaun zu schützen.

Denkmalschutzrechtliche Hinweise
Das Plangebiet liegt teilweise in einem archäologischen Interessengebiet. Demgemäß ist § 15 DSchG zu berücksichtigen. Wer 
Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde 
mitzuteilen. Das Kulturdenkmal und das archäologische Interessengebiet sind in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Um Beeinträchtigungen des Kulturdenkmals „Kirche St. Johannis“ auszuschließen, werden im westlichen Teil des Plangebietes im WA 2 
Festsetzungen zur Vollgeschossigkeit und der Dachform vorgenommen. Staffelgeschosse und Flachdächer werden ausgeschlossen; 
dafür werden Satteldächer mit einer Neigung von mindestens 20° vorgeschrieben.

Wasserwirtschaftliche Hinweise:
Die Versickerung des Dachflächenwassers ist auf den Grundstücken wünschenswert und die Machbarkeit im Rahmen der 
Grundstücksentwässerungsplanung muss geprüft und dieser Technik der Vorzug gegeben werden, wenn es wirtschaftlich vertretbar ist.
Die Regenwassernutzung (Einbau von Zisternen) zumindest zur Gartenbewässerung und weitere Maßnahmen zur Abflussreduzierung
sind wünschenswert.

Naturschutzdienliche und artenschutzrechtliche Hinweise nach § 39 BNatSchG:
Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen
Die Fällung von Bäumen und der Abriss von Gebäuden sind aus artenschutzrechtlichen Gründen im Zeitraum vom 01. Dezember bis 31. 
Januar durchzuführen.
Für die Beseitigung der Knickgehölze sind folgende Vorgaben zu beachten: Zur Vermeidung des Tötungsverbots für die Haselmaus sind 
die Fällungen dieser Gehölze zwischen dem 01. November und dem 28. Februar durchzuführen. Es ist dabei eine schonende Fällung der 
Bäume (vorsichtiges Ablegen der Baumstämme) ohne Befahrung und ohne anschließendes Ausgraben der Stubben durchzuführen. Der 
gesamte Bewuchs an Gehölzen und Sträuchern ist dabei oberirdisch so tief wie möglich zurückzuschneiden bzw. auf den Stock zu 
setzen, ohne jedoch in den Boden einzugreifen. Das entstandene Schnittgut ist sofort abtransportieren, sodass eine erneute Ansiedlung 
der Haselmaus im Frühjahr nach Abschluss des Winterschlafs vermieden wird (LLUR 2018). Durch die Entnahme der Nahrungshabitate 
werden die Tiere nach dem Erwachen aus dem Winterschlaf im Frühling selbstständig aus dem Baufeld abwandern, da die Flächen durch 
die Gehölzbeseitigungen unattraktiv bzw. ungeeignet für die Art geworden sind. Erst dann, also frühestens ab Mitte April, kann mit der 
Rodung der Stubben und dem Abtrag des Erdwalls begonnen werden und die Herstellung des Fuß- und Radwegs erfolgen.
Der Beginn der Bauarbeiten (i.d.R. beginnend mit der Baufeldräumung) findet außerhalb der Brutzeit der Vögel (Mitte März bis Ende Juni) 
statt. Falls die Bauarbeiten während der Brutzeit beginnen sollen, ist spätestens drei Tage vor Baubeginn durch eine Begehung die 
Anwesenheit von brütenden Vogelarten auszuschließen. Sollte sich der Baubeginn verzögern, ist die Begehung zu wiederholen. Alternativ 
kann durch Vergrämungsmaßnahmen (z.B. Flatterstangen), die vor der Brutzeit beginnen und bis zum Baubeginn erhalten werden, ein 
Ansiedeln von brütenden Vögeln verhindert werden.
Die Außenbeleuchtung im Plangebiet wird gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG so gewählt, dass Störungen nachtaktiver Arten (wie 
Fledermäuse) und der nächtlichen Erholung des Menschen vermieden werden und die Verkehrssicherheit gewährleistet bleibt. Auf ein 
Beleuchten der Vegetation, im Besonderen des entwidmeten Knicks/lineares Gehölzes, welcher eine potentielle Flugroute von 
Fledermäusen darstellt, ist zu verzichten. Eine Abstrahlung der Leuchtmittel in den oberen Halbraum und in den Himmel ist möglichst 
gering zu halten, horizontal abstrahlendes Licht ist zu vermeiden, da es Wohn- und Lebensräume beeinträchtigt und Blendungen 
verursachen kann. Fassadenbeleuchtungen sind nach unten auszurichten und Bodeneinbauleuchten, die das Licht nach oben strahlen, zu 
vermeiden. Bei der Wahl der Lichtfarbe ist ultraviolettes, infrarotes und kaltweißes Licht (Wellenlängen unter 500 nm und 
Farbtemperaturen über 3000 Kelvin) grundsätzlich zu vermeiden, da Fluginsekten von diesen stark angezogen werden. Desorientiert 
umfliegen sie die Beleuchtungsanlagen bis sie erschöpft verenden. Blaues Licht wird in die Atmosphäre stärker als andere Lichtfarben 
gestreut und hat daher einen größeren Einfluss auf Lichtglocken, welche die Umgebung weiträumig erhellen. Die Leuchtdichte wird auf 
größeren Flächen (< 10 m²) auf 5 cd/m² begrenzt. Auf kleineren Flächen kann bis zu 100 cd/m² zugelassen werden.

Örtliche Bauvorschriften gem. § 84 LBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB
I

Dachformen und -neigungen der Hauptgebäude
I

Bei den Hauptgebäuden ist für Satteldächer, Walmdächer und Krüppelwalmdächer eine Dachneigung größer oder gleich von 20° zulässig.
Für die Anlegung von Gründächern darf von dieser Mindestdachneigung abgewichen werden.
In WA 1 und WA 2 sind Flach- und Gründächer unzulässig.
I

Dacheindeckungen der Hauptgebäude
I

Es sind nur mattglasierte Materialien zulässig. Die Verwendung von hochglänzenden Dacheindeckungsmaterialien ist mit Ausnahme von 
Solaranlagen unzulässig.
Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, wenn sie in die Dach- und/oder Wandflächen eines Gebäudes, Wintergartens oder 
Terrassendaches integriert sind bzw. parallel zu ihnen befestigt werden. Aufgeständerte oder überkragende Anlagen sind unzulässig.
In WA 1 und WA 2 sind Flach- und Gründächer unzulässig. Im WA 3 und WA 4 sind Gründächer zulässig.
I

Einfriedungen
I

Als Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind Hecken, Maschendraht-, Metall- und Holzzäune sowie Pfeiler zur Gliederung der 
Einfriedung - auch in Kombination - bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig. Blickdichte Einfriedungen wie Feldsteine und Mauern sind nur 
bis zu einer Höhe von 0,70 m zulässig. Im Zufahrts- und Eingangsbereich dürfen Mauerpfeiler- nur in der Gestaltung der Gebäudefassade 
– eine maximale Höhe von 1,50 m aufweisen. Für Einfriedungen unter Verwendung von Hecken sind grundsätzlich Laubgehölze (keine 
Nadelgehölze) zu verwenden.
I

Nebenanlagen, Garagen, Carports
I

Nebenanlagen und Garagen mit einer Grundfläche von mehr als 24 m² sind in ihrer Ausführung Gestaltung und Farbe den 
Hauptgebäuden anzupassen. Geringere Dachneigungen und Flachdächer sind zulässig Überdachte Stellplätze können auch in 
Holzbauweise erstellt werden.

Dacheindeckung und Außenwände
Weiche Bedachungen oder nicht mindestens feuerhemmende Außenwände sind nicht zulässig.

1. Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)
I

Allgemeine Wohngebiete (WA) (§ 4 BauNVO):
I

1.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4) sind die gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein 
zulässigen Läden, Schank- und Speisewirtschaften gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig; nicht störende Handwerksbetriebe 
allgemein und Anlagen für Verwaltungen sind ausnahmsweise zulässig.

I

1.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4) sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18, 19, 20 BauNVO)
I

2.1 Terrassen und Balkone sind innerhalb des WA 3 und WA 4 bis zu einer Tiefe von 2,00 m auch außerhalb festgesetzter 
Baugrenzen zulässig.

2.2 Im WA1 und WA 4 sind Staffelgeschosse unzulässig. Im WA 2 und WA3 sind Staffelgeschosse zulässig.
2.3 Die maximale Firsthöhe ist auf den räumlich nächstgelegenen BZH-Punkt zu beziehen.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
I

„offene Bauweise" gem. § 22 BauNVO:
Die Bauweise ist in den Allgemeinen Wohngebieten ist als offene Bauweise festgesetzt.
Es sind Gebäude mit einer Länge von bis zu 50 m zulässig.

4. Stellplätze, Garagen und Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6, § 14 Abs. 1 BauNVO)
I

Innerhalb des WA 3 und WA 4 sind auf dem jeweiligen Baugrundstück je Wohneinheit mind. 25 m² für Stellplätze und/oder 
Carports/Garagen nachzuweisen.

5. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
I

Innerhalb des nach § 4 BauNVO festgesetzten WA 3 und WA 4 wird die höchstzulässige Zahl der Wohnungen auf 2 Wohnungen 
pro Einzelhaus festgesetzt.

6. Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
I

Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 37 StrWG)
Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB zeichnerisch festgesetzten, von der Bebauung freizuhaltenden Flächen 
(Sichtdreieck) ist die Errichtung baulicher Anlagen unzulässig. Einfriedungen, Anpflanzungen und Aufschüttungen sind bis zu 
einer Höhe von 0,70 m über der Höhe der Fahrbahn des zugehörigen Straßenabschnittes zulässig.

7. Flächen für die Abwasserbeseitigung auf Baugrundstücken (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)
I

Das Wasser von den versiegelten Hof- und Wegeflächen ist auf den Grundstücken zu versickern, wobei ein Notüberlauf für 
Starkregenereignisse zulässig ist.

8. Abgrabungen und Aufschüttungen auf Privatgrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
I

Geländeaufschüttungen und -abgrabungen außerhalb der überbauten Grundstücksflächen sind nur innerhalb einer Grundfläche mit 
mind. 5,00 m Abstand zum öffentlichen Bereich und mind. 3,00 m Abstand zu den anderen Grundstücksgrenzen zulässig. Die 
Abgrabung bzw. Aufschüttung darf nicht mehr als +/- 0,80 m bezogen auf die Geländeoberfläche betragen.

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a) und b) sowie Abs. 6 BauGB)

I

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 
BauGB)

I

Ausgleich
9.1 Für den Eingriff in die Schutzgüter Boden und Fläche, welcher mit Versiegelungen einhergeht, werden gemäß des Runderlass' 

"Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht" vom Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (erlassen am 09.12.2013). Flächen in einem Verhältnis von  1 : 0,5 aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
genommen und zu einem naturnahen Biotop entwickelt. Die Kompensation der Versiegelungen erfolgt aus dem Ökokonto „Am 
Wanderweg“ der Flur 4, Flurstücke 234 und 236 der Gemarkung Krummesse.

9.2 Für die Kompensation des Knickdurchbruchs sowie der Entwidmung des Knicks am südöstlichen Rand des Plangebiets wird ein 
neuer Knick angelegt (vgl. Kap. 6.1). Der Knick soll auf dem Grundstück Gemarkung Krummesse, Flur 3, Flurstück 56 als 
zweireihige freiwachsende Hecke auf einem 1 m hohen Knickwall hergestellt und dauerhaft erhalten werden. Alle 40 m ist ein 
Eichen-Überhälter als Hochstamm (Quercus robur StU 10-12) zu pflanzen (insgesamt 4 Stk.) und dauerhaft zu erhalten. Es sind 
Bäume und Sträucher aus der unten stehenden Liste zu verwenden:

Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Vogelkirsche (Prunus avium), Rote Heckenkirsche (Lonicera 
xylosteum), Hainbuche (Carpinus betulus), Hängebirke (Betula pendula), Stieleiche (Quercus robur), Haselnuss (Corylus avellana), 
Schneeball (Viburnum opulus), Faulbaum (Rhamnus frangula), Eberesche (Sorbus aucuparia), Wildrosen (Rosa canina,
rubiginosa)

I

9.3 Die öffentlichen und privaten Stellplatzflächen im gesamten Plangebiet, die Flächen auf denen die Mülleinhausungen errichtet 
werden, die fußläufigen Wegeverbindungen sowie die Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten sind in offenporiger Bauweise 
herzustellen.

Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen
9.4 Der Fledermauskasten auf der Hofstelle, der mit dem notwendigen Abriss der Gebäude verloren gegangen ist (Standsicherheit), 

wurde durch einen Fledermauskasten, welcher an der Ostseite des verbleibenden Bauernhauses mit Kuhstall angebracht wurde, 
kompensiert. Die Ausführung wird mit einem Fachverständigen abgestimmt, um die Belegungswahrscheinlichkeit zu erhöhen.

9.5 Bei Abriss, Umbau, Sanierung von Gebäuden im Plangebiet wird der Gebäudebestand rechtzeitig vor Beginn des jeweiligen 
Bauvorhabens von einer geeigneten Fachperson umfänglich auf Fledermausquartiere und die Nutzung durch Federmäuse sowie 
auf Brutvögel untersucht um das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
vermeiden. Das Ergebnis der Untersuchung sowie daraus gegebenenfalls abzuleitende Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
werden mit der unteren Naturschutzbehörde (Fachdienst Naturschutz des Kreises Herzogtum Lauenburg) abgestimmt.

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
b, Abs. 6 und § 41 Abs. 2 und § 213 BauGB)

9.6 Der an der südlichen Grenze des Plangebietes vorhandene Knick wird als gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG 
i.V.m. § 21 LNatSchG entwidmet. Das verbleibende lineare Gehölz erhält einen ein 1 m breiten Saumstreifen (gemessen ab 
Wallfuß), sodass der Abstand der Baugrenze zum entwidmeten Knick 3 m beträgt. Das lineare Gehölz sowie der Saumstreifen sind 
auf Dauer zu pflegen, zu erhalten, zu schützen sowie bei Abgang durch Neupflanzungen zu ersetzen. Dafür sind heimische, 
standortgerechte Sträucher oder Bäume in Anlehnung an das Merkblatt "Bunter Knick" SH aus der nachfolgenden Liste zu 
verwenden:

Wildapfel (Malus communis), Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Vogelkirsche (Prunus avium), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Hainbuche (Carpinus betulus), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Feldahorn (Acer
campestre), Traubenkirsche (Prunus padus), Hartriegel (Cornus sanguinea), Stieleiche (Quercus robur), Haselnuss (Corylus
avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Schneeball (Viburnum opulus), Eberesche (Sorbus aucuparia), Wildrosen (Rosa
canina, rubiginosa), unzulässig ist die Pflanzung von Rosa rugosa

Die Gehölze sind alle 10 – 15 Jahre auf den Stock zu setzten. Zulässig ist ein jährliches seitliches Einkürzen des linearen Gehölzes
senkrecht in einer Entfernung von einem Meter vom Wallfuß. Ein Einkürzen in der Höhe ist ab einer Höhe von 3 m zulässig. Die
Höhe von 3 m darf durch Schnitt nicht unterschritten werden. Innerhalb des Saumstreifens sind jegliche Nutzungen unzulässig. Der
Saumstreifen ist einmal im Jahr im September zu mähen.

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

9.7 Entlang des östlichen Gebietsrandes ist auf den in der Planzeichnung dargestellten Flächen eine Hecke anzulegen. Die Hecke hat
eine Breite von 5,00 m und ist dreireihig mit heimischen, standortgerechten Sträuchern und Heistern zu pflanzen. Die Hecke ist
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten sowie bei Abgang durch Neupflanzung zu ersetzten.
Es sind Sträucher aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Hainbuche (Carpinus 
betulus), Feldahorn (Acer campestre),Traubenkirsche (Prunus padus), Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus 
avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Schneeball (Viburnum opulus), Wildrosen (Rosa canina, rubiginosa), 
unzulässig ist die Pflanzung von Rosa rugosa

9.8 Anpflanzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
Pro geplantem Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter, heimischer Laub- oder Obstbaum als Hochstamm zu pflanzen,
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen.

I

9.9 Zur Kompensation des Verlustes von 3 Einzelbäumen sind im öffentlichen Straßenraum 8 heimische und standortgerechte  Ersatz- 
bäume einer Art als Hochstamm mit einem Mindeststammumfang von 12/14 cm zu pflanzen. Zusätzlich sind auf öffentlichen 
Grünflächen und im Bereich von privaten Stellplatzanlagen weitere 8 Einzelbäume zu pflanzen, insgesamt sind somit 16 Bäume als 
anzupflanzen textlich festgesetzt. Es sind Bäume aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche (Prunus avium), Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia), Eberesche (Sorbus 
aucuparia)

9.10 Bäume, die im Zuge des Vorhabens gefällt werden müssen, werden in Anlehnung an die Baumschutzsatzung der Hansestadt 
Lübeck (2006) kompensiert. Die Anzahl der Ersatzbäume richtet sich nach dem Stammumfang des zu beseitigenden Baumes. Bis 
100 cm Stammumfang (gemessen in 1,30 m Höhe) des zu fällenden Baumes ist ein Ersatzbaum mit einem Mindeststammumfang 
von 12/14 cm zu pflanzen. Danach ist für jeden weiteren begonnenen 50 cm Stammumfang des zu fällenden Baumes je ein 
weiterer Ersatzbaum gleicher Qualität vorzusehen.
Es sind Bäume aus der nachfolgenden Liste zu verwenden:

Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche (Prunus avium), Hainbuche (Carpinus betulus), Schwedische Mehlbeere (Sorbus 
intermedia), Eberesche (Sorbus aucaparia)

9.11 Die Pflanzung von Rosa rugosa (Kamtschatka-Rose) ist im gesamten Plangebiet unzulässig.

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)
I

Schutz vor Verkehrslärm
I

10.1 Zum Schutz der Aufenthaltsräume gegen Verkehrslärmimmissionen sind die Außenbauteile im Baufeld WA1 entsprechend den 
Anforderungen der in der Planzeichnung dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109:2018-01 "Schallschutz im 
Hochbau" auszubilden.

10.2 Zum Schlafen genutzte Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer) im Baufeld WA 1 sind mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 
auszustatten, soweit der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende 
Weise sichergestellt wird. Davon ausgenommen sind die rückwärtigen Gebäudeseiten.

10.3 Von den vorgenannten Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, soweit im Rahmen eines Einzelnachweises 
ermittelt wird, dass geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz bestehen.

Hinweise:

Bodenarbeiten
Im Rahmen der Erschließung und Bebauung des Plangebiets ist Oberboden nach § 202 BauGB zu schützen. Des Weiteren sind bei 
Oberbodenarbeiten die Richtlinien der DIN 18320 „Grundsätze des Landschaftsbaus“, DIN 18915 „Bodenarbeiten für 
vegetationstechnische Zwecke“ und DIN 18300 „Bodenklassen für Erdarbeiten“ zu beachten. Damit beschränkt sich der 
Baustellenverkehr, die Baustelleneinrichtung, die flächensparende Lagerung von Baumaterialen und der Erdaushub auf den Bereich der 
geplanten Bebauung, zur Vermeidung der Verdichtungen und Beeinträchtigungen, einschließlich der Beseitigung baubedingter 
Verdichtungen des Bodens, bzw. Wiederherstellung der Durchlässigkeit des Bodens auf den nicht bebauten Flächen. Ergänzend ist die 
DIN 19731 – zum schonenden Umgang mit Böden im Rahmen von Verwertungsmaßnahmen – zu beachten.
Im Rahmen der Ausführungsplanung ist ein Bodenmanagementkonzept in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde 
aufzustellen. Dabei sind in diesem Konzept unter Beachtung der DIN-Norm 18915 und der DIN-Norm 19731 eine bodenschonende, 
logistische Vorgehensweise (Abschiebewege, Baustraßen, Bodenab- und Bodenauftrag, Zwischenlager, zu bewegendes Bodenvolumen, 
einzusetzende Bodenfahrzeuge, Arbeiten unter Schlechtwetterbedingungen, etc.) und ein Verwertungskonzept für Eingriffe in den Boden 
darzustellen. Zudem sind Erdarbeiten im Bereich des B-Planes von einem im Bereich Bodenschutz erfahrenen Sachverständigen 
gutachterlich zu begleiten und zu dokumentieren. Entsprechend können nachteilige Umweltauswirkungen vermieden werden.
Wassergefährdende Materialien werden ordnungsgemäß gelagert und entsorgt. Bei einer bauzeitlichen Wasserhaltung wird das 
abgeführte Wasser über einen Sedimentabscheider gereinigt und flächig vor Ort versickert. Bei einer Verunreinigung mit Schadstoffen 
wird eine ordnungsgemäße Reinigung oder Entsorgung (Klärwerk) vorgenommen.
Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Maßnahmen
Die Regelungen der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Maßnahmen“ sind zu beachten. 
Zum Schutz vor Schäden sind insbesondere die im Baubereich vorhandenen Bäume (möglichst der gesamte Wurzelbereich), auch auf 
angrenzenden Grundstücken, sowie der vorhandene Knick am südlichen Rand des Plangebiets einschließlich des Schutzstreifens sind 
während der Bauphase wirksam durch einen entsprechenden Vegetationsschutzzaun zu schützen.

Denkmalschutzrechtliche Hinweise
Das Plangebiet liegt teilweise in einem archäologischen Interessengebiet. Demgemäß ist § 15 DSchG zu berücksichtigen. Wer 
Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde 
mitzuteilen. Das Kulturdenkmal und das archäologische Interessengebiet sind in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Um Beeinträchtigungen des Kulturdenkmals „Kirche St. Johannis“ auszuschließen, werden im westlichen Teil des Plangebietes im WA 2 
Festsetzungen zur Vollgeschossigkeit und der Dachform vorgenommen. Staffelgeschosse und Flachdächer werden ausgeschlossen; 
dafür werden Satteldächer mit einer Neigung von mindestens 20° vorgeschrieben.

Wasserwirtschaftliche Hinweise:
Die Versickerung des Dachflächenwassers ist auf den Grundstücken wünschenswert und die Machbarkeit im Rahmen der 
Grundstücksentwässerungsplanung muss geprüft und dieser Technik der Vorzug gegeben werden, wenn es wirtschaftlich vertretbar ist.
Die Regenwassernutzung (Einbau von Zisternen) zumindest zur Gartenbewässerung und weitere Maßnahmen zur Abflussreduzierung
sind wünschenswert.

Naturschutzdienliche und artenschutzrechtliche Hinweise nach § 39 BNatSchG:
Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen
Die Fällung von Bäumen und der Abriss von Gebäuden sind aus artenschutzrechtlichen Gründen im Zeitraum vom 01. Dezember bis 31. 
Januar durchzuführen.
Für die Beseitigung der Knickgehölze sind folgende Vorgaben zu beachten: Zur Vermeidung des Tötungsverbots für die Haselmaus sind 
die Fällungen dieser Gehölze zwischen dem 01. November und dem 28. Februar durchzuführen. Es ist dabei eine schonende Fällung der 
Bäume (vorsichtiges Ablegen der Baumstämme) ohne Befahrung und ohne anschließendes Ausgraben der Stubben durchzuführen. Der 
gesamte Bewuchs an Gehölzen und Sträuchern ist dabei oberirdisch so tief wie möglich zurückzuschneiden bzw. auf den Stock zu 
setzen, ohne jedoch in den Boden einzugreifen. Das entstandene Schnittgut ist sofort abtransportieren, sodass eine erneute Ansiedlung 
der Haselmaus im Frühjahr nach Abschluss des Winterschlafs vermieden wird (LLUR 2018). Durch die Entnahme der Nahrungshabitate 
werden die Tiere nach dem Erwachen aus dem Winterschlaf im Frühling selbstständig aus dem Baufeld abwandern, da die Flächen durch 
die Gehölzbeseitigungen unattraktiv bzw. ungeeignet für die Art geworden sind. Erst dann, also frühestens ab Mitte April, kann mit der 
Rodung der Stubben und dem Abtrag des Erdwalls begonnen werden und die Herstellung des Fuß- und Radwegs erfolgen.
Der Beginn der Bauarbeiten (i.d.R. beginnend mit der Baufeldräumung) findet außerhalb der Brutzeit der Vögel (Mitte März bis Ende Juni) 
statt. Falls die Bauarbeiten während der Brutzeit beginnen sollen, ist spätestens drei Tage vor Baubeginn durch eine Begehung die 
Anwesenheit von brütenden Vogelarten auszuschließen. Sollte sich der Baubeginn verzögern, ist die Begehung zu wiederholen. Alternativ 
kann durch Vergrämungsmaßnahmen (z.B. Flatterstangen), die vor der Brutzeit beginnen und bis zum Baubeginn erhalten werden, ein 
Ansiedeln von brütenden Vögeln verhindert werden.
Die Außenbeleuchtung im Plangebiet wird gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG so gewählt, dass Störungen nachtaktiver Arten (wie 
Fledermäuse) und der nächtlichen Erholung des Menschen vermieden werden und die Verkehrssicherheit gewährleistet bleibt. Auf ein 
Beleuchten der Vegetation, im Besonderen des entwidmeten Knicks/lineares Gehölzes, welcher eine potentielle Flugroute von 
Fledermäusen darstellt, ist zu verzichten. Eine Abstrahlung der Leuchtmittel in den oberen Halbraum und in den Himmel ist möglichst 
gering zu halten, horizontal abstrahlendes Licht ist zu vermeiden, da es Wohn- und Lebensräume beeinträchtigt und Blendungen 
verursachen kann. Fassadenbeleuchtungen sind nach unten auszurichten und Bodeneinbauleuchten, die das Licht nach oben strahlen, zu 
vermeiden. Bei der Wahl der Lichtfarbe ist ultraviolettes, infrarotes und kaltweißes Licht (Wellenlängen unter 500 nm und 
Farbtemperaturen über 3000 Kelvin) grundsätzlich zu vermeiden, da Fluginsekten von diesen stark angezogen werden. Desorientiert 
umfliegen sie die Beleuchtungsanlagen bis sie erschöpft verenden. Blaues Licht wird in die Atmosphäre stärker als andere Lichtfarben 
gestreut und hat daher einen größeren Einfluss auf Lichtglocken, welche die Umgebung weiträumig erhellen. Die Leuchtdichte wird auf 
größeren Flächen (< 10 m²) auf 5 cd/m² begrenzt. Auf kleineren Flächen kann bis zu 100 cd/m² zugelassen werden.

Örtliche Bauvorschriften gem. § 84 LBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB
I

Dachformen und -neigungen der Hauptgebäude
I

Bei den Hauptgebäuden ist für Satteldächer, Walmdächer und Krüppelwalmdächer eine Dachneigung größer oder gleich von 20° zulässig.
Für die Anlegung von Gründächern darf von dieser Mindestdachneigung abgewichen werden.
In WA 1 und WA 2 sind Flach- und Gründächer unzulässig.
I

Dacheindeckungen der Hauptgebäude
I

Es sind nur mattglasierte Materialien zulässig. Die Verwendung von hochglänzenden Dacheindeckungsmaterialien ist mit Ausnahme von 
Solaranlagen unzulässig.
Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, wenn sie in die Dach- und/oder Wandflächen eines Gebäudes, Wintergartens oder 
Terrassendaches integriert sind bzw. parallel zu ihnen befestigt werden. Aufgeständerte oder überkragende Anlagen sind unzulässig.
In WA 1 und WA 2 sind Flach- und Gründächer unzulässig. Im WA 3 und WA 4 sind Gründächer zulässig.
I

Einfriedungen
I

Als Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind Hecken, Maschendraht-, Metall- und Holzzäune sowie Pfeiler zur Gliederung der 
Einfriedung - auch in Kombination - bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig. Blickdichte Einfriedungen wie Feldsteine und Mauern sind nur 
bis zu einer Höhe von 0,70 m zulässig. Im Zufahrts- und Eingangsbereich dürfen Mauerpfeiler- nur in der Gestaltung der Gebäudefassade 
– eine maximale Höhe von 1,50 m aufweisen. Für Einfriedungen unter Verwendung von Hecken sind grundsätzlich Laubgehölze (keine 
Nadelgehölze) zu verwenden.
I

Nebenanlagen, Garagen, Carports
I

Nebenanlagen und Garagen mit einer Grundfläche von mehr als 24 m² sind in ihrer Ausführung Gestaltung und Farbe den 
Hauptgebäuden anzupassen. Geringere Dachneigungen und Flachdächer sind zulässig Überdachte Stellplätze können auch in 
Holzbauweise erstellt werden.

Dacheindeckung und Außenwände
Weiche Bedachungen oder nicht mindestens feuerhemmende Außenwände sind nicht zulässig.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84 der Landesbauordnung des Landes 
Schleswig-Holstein (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 26.08.2021 folgende 
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Krummesse, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil B) erlassen:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeindevertretung 
vom 25.04.2019.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 27.05.2019 im Internet unter 
„www.amt-berkenthin.de“ und am 29.05.2019 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit für den Bebauungsplan Nr. 15 nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
wurde in Form einer vierwöchigen Auslegung vom 02.09.2019 bis einschließlich 01.10.2019 durchgeführt.
(Wurde am 22.08.2019 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten und am 22.08.2019 unter 
„www.amt-berkenthin.de" bekannt gemacht).

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 30.08.2019 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am 06.05.2021 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15 und die Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie 
die Begründung haben in der Zeit vom 07.06.2021 bis 06.07.2021 während folgender Zeiten:
montags, dienstags sowie donnerstags von 08:00 – 12:00 Uhr
mittwochs von 7:00 - 12:00 Uhr
montags und dienstags von 14:00 - 16:00 Uhr
donnerstags von 15:00 – 18:30 Uhr
nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können, am 19.05.2021 durch Abdruck in den Lübecker Nachrichten ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Absatz 2 BauGB 
auszulegenden Unterlagen wurden am 18.05.2021 unter „www.amt-berkenthin.de" ins lnternet eingestellt.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am 04.06.2021 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Krummesse, 20.07.2022……..….……………………………………………………………………..……………
                        Siegelabdruck     gez. Fiebelkorn

-Bürgermeister-

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und 
-bezeichnungen sowie sowie bauliche Anlagen, mit Stand vom 10.09.2020 in den Planunterlagen enthalten 
und maßstabsgerecht dargestellt sind.

Berkenthin, 29.11.2021………….……………………………………………………………………………………
                                       Siegelabdruck      gez. Schneider

       Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur/in

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange am 26.08.2021 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 15, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Text (Teil B) am 26.08.2021 als Satzung beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt.

Krummesse, 20.07.2022……….……………………………………………………………………………………
                                         Siegelabdruck            gez. Fiebelkorn

                                                                                                                               -Bürgermeister-

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit 
ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Krummesse, 20.07.2022.……….…………………………………………………………………………………….
          Siegelabdruck    gez. Fiebelkorn

                                                                         -Bürgermeister-

11. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 15 durch die Gemeindevertretung sowie Internetadresse der 
Gemeinde und Stelle, bei der der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer 
während der Sprechstunden von allen Interessierten, eingesehen werden kann und die über den Inhalt 
Auskunft erteilt, sind am 22.07.2022 ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, 
Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) 
hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung 
ist mithin am 23.07.2022 in Kraft getreten.

Krummesse, 25.07.2022…….………………………………………………………………………………...….
     Siegelabdruck                       gez. Fiebelkorn

                                                                          -Bürgermeister-

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk
Hiermit wird bestätigtigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der Ausfertigungsfassung des 
Bebauungsplanes Nr. 15 der Gemeinde Krummesse übereinstimmt.
Auf Anfrage beim Amt Berkenthin, Abteilung Bauleitplanung, kann die Übereinstimmung der digitalen Fassung mit 
der Originalurkunde bestätigt werden.
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Gesetzliche Grundlagen:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786)
• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I. S. 58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. I. S. 1057).
• Landesbauordnung Schl.-H. (LBO) (§ 84) in der Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 22. Januar 2009 (GVOBI, Schl.-H. S.6), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.11.2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 770)

Satzung
über den

Bebauungsplan Nr. 15
-Gebiet: Östlich der Lübecker Straße, nördlich der Bebauungen

"Grüner Weg" und "Carlower Weg" (B-Plan Nr. 8), südöstlich
angrenzend an den Sportplatz am Beidendorfer Weg und südlich der

Bebauung "Stecknitzweg" (B-Plan Nr. 12)-

der
Gemeinde Krummesse

Kreis Herzogtum Lauenburg

Übersichtskarte - unmaßstäblich

I) Festsetzungen
Planzeichen Erläuterungen, Rechtsgrundlagen
Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90


